année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 19.04.2024

Thema Keine Einschrankung
Schlagworte Gute Dienste

Akteure Vereinigtes Konigreich
Prozesstypen Keine Einschrankung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Ammann, Amando
Hulliger, Caroline
Pasquier, Emilia

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Hulliger, Caroline; Pasquier, Emilia 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur
Schweizer Politik: Gute Dienste, Vereinigtes Kénigreich, 2013 - 2020. Bern: Année

Politique Suisse, Institut fur Politikwissenschaft, Universitat Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 19.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik 1
Aussenpolitik 1
Gute Dienste 2

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

EU Européische Union

UNESCO grlgtanisation der Vereinten Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und
ultur

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

ONU Organisation des Nations unies

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

UE Union européenne

UNESCO Organisation des Nations unies pour I'education, la science et la culture

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Im Januar 2020 verabschiedete der Bundesrat die Aussenpolitische Strategie 2020-
2023, die jeweils die Vorgaben der bundesréatlichen Legislaturplanung ausformuliert. Im
Aussenpolitischen Bericht 2019, der die Strategie 2016-2019 evaluierte, zeigte sich, dass
vor allem in Bezug auf die Kohérenz zwischen Innen- und Aussenpolitik noch
Handlungsbedarf bestand. Die angestrebte Koharenz solle durch vertikale Kooperation
(lokal, kantonal, national, bilaterall und horizontale Kooperation zwischen
Departementen, Bundesstellen und dem Parlament erreicht werden. Als
Orientierungshilfen dienten dazu die Bundesverfassung, die Legislaturplanung sowie
die UNO-Agenda 2030 fir nachhaltige Entwicklung. Um die Wirksamkeit und
Glaubwdurdigkeit der Schweizer Aussenpolitik zu erhdhen, erarbeitete das EDA die
Strategie 2020-2023 daher erstmals im Rahmen eines departementsubergreifenden
Prozesses.

Thematisch setzte der Bundesrat vier Schwerpunkte: Frieden und Sicherheit,
Wohlstand, Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung. Ein besonderer Fokus sollte, wie schon
in der letzten Aussenpolitischen Strategie, auf die Region Europa/EU gelegt werden.
Frieden und Sicherheit bilden altbekannte Ziele der Schweizer Aussenpolitik. Diese
wolle man in der anstehenden Legislatur insbesondere durch die mdgliche Wahl als
nichtstéandiges Mitglied im UNO-Sicherheitsrat fordern. Das Profil der Schweiz als
Vermittlerin ohne versteckte Agenda solle weiterhin geschéarft werden, denn gerade in
humanitaren und vélkerrechtlichen Fragen verflige die Schweiz mit Genf Uber einen
weltweit anerkannten Hub.

Die Schweizer Aussenpolitik setze sich gemass Strategie insofern fir den Wohlstand des
Landes ein, als sie fur glnstige Rahmenbedingungen auf bilateraler wie auch
multilateraler Ebene sorge. Im Fall der EU soll dies durch den Abschluss des
institutionellen Abkommens gewahrleistet werden. Man setze sich jedoch auch
weiterhin fr den Wohlstand anderer Lander ein, indem beispielsweise der Marktzugang
von Entwicklungslandern begtinstigt werde.

Nachhaltigkeit beziehe sich einerseits auf einen schonenden Umgang mit Ressourcen
sowie die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, andererseits auch auf den Schutz
der Bevolkerung durch wirksame nationale Gesundheitssysteme. Auch das gefahrdete
Kulturerbe wolle man schitzen, unter anderem durch die Teilnahme an diversen EU-
Programmen sowie durch die Mitgliedschaft im UNESCO-Exekutivrat von 2019 bis 2023.

Der Bundesrat sieht die Schweiz zudem als Brlckenbauerin im Bereich der
Digitalisierung. Es bedurfe einer globalen Digitalisierungspolitik, um die soziale und
wirtschaftliche Entwicklung férdern zu kénnen. Auch hier solle Genf als Zentrum einer
globalen Digital- und Technologiepolitik eine tragende Rolle zukommen. Bestehende
Foren sollen daher ausgebaut werden. Uberdies besasse die Schweiz bereits Know-How
in der internationalen Vertrauensbildung und kénne dies auch im Cyberraum zur
Anwendung bringen; beispielsweise, wenn es um die Anwendung des Volkerrechts oder
um die Klédrung von Zustandigkeiten im Netz gehe. Die Interessenwahrung in der
Beziehung Schweiz-EU sei nach wie vor Kernbestandteil der Schweizer Aussenpolitik.
Bilaterale Abkommen wie das institutionelle Rahmenabkommen und andere, sektorielle
Abkommen sollen auch weiterhin als Hauptinstrument dienen. Dazu gehdre auch die
fortgesetzte Assoziierung an Schengen/Dublin. Nach dem Austritt des Vereinigten
Kénigreichs aus der EU gelte es zudem, im Rahmen der «Mind the Gap»-Strategie die
bilateralen Beziehungen mit Grossbritannien aufrecht zu erhalten. Im Nahen Osten
setze man sich weiterhin fur die Achtung des Voélkerrechts und der Menschenrechte
ein, wahrend man mit Landern wie Russland und der Tirkei im Dialog stehe, um die
Bevolkerung in Konfliktregionen zu unterstitzen. Eher wirtschaftliche Interessen
verfolge die Schweiz in China, wo man sich flir die Teilnahme von Schweizer
Unternehmen an der Belt and Road-Initiative stark mache, und in den USA, wo der
Fokus auf der Vertiefung der bereits sehr engen wirtschaftlichen Beziehungen liege.
Langerfristig durfte der Abschluss eines Freihandelsabkommens mit den USA in den
Vordergrund ricken.

Die NZZ beobachtete, dass die wachsende Bedeutung Chinas - unter anderem fur die
Schweiz - auch dem EDA nicht entgangen zu sein schien. So zéhlte die NZZ im
vergangenen aussenpolitischen Bericht bloss zwei Erwahnungen des Landes, wahrend
es in der Strategie 2020-2023 bereits 19 Nennungen waren. Die Beziehungen zu China
seien jedoch von «Knackpunkten» gepréagt, so die Zeitung weiter. Differenzen in
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Menschenrechtsfragen, den politischen Systemen und den sicherheitspolitischen
Strategien durften zu Interessenkonflikten fihren. Zudem bemuhten sich linke Kreise
gemass NZZ darum, das Freihandelsabkommen mit China zu sistieren, bis sich die
Menschenrechtslage in Xinjiang verbessere. Die detaillierte Ausarbeitung der
Chinastrategie erfolge erst zu einem spateren Zeitpunkt, liess Bundesrat Cassis
gegenuber den Medien verlauten.’

Aufgrund des Corona-bedingten Sessionsabbruchs nahm der Standerat erst in der
Sommersession 2020 Kenntnis vom Aussenpolitischen Bericht 2019. Damian Mdller
(fdp, LU) &usserte sich im Namen der APK-SR dazu und lobte vor allem die erfolgreiche
Erarbeitung der «Mind the Gap»-Strategie zur Sicherstellung der Rechte und Pflichten
gegenuber dem Vereinigten Kénigreich nach dem Brexit, die enge Kooperation mit den
Nachbarlandern und die Bemihungen um den Abschluss des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU. ?

Gute Dienste

Au mois de novembre, Geneve a accueilli des pourparlers entre les pays E3/UE+3 et
I"lran sur le dossier du nucléaire iranien. Malgré le pessimisme précédant les
négociations quant a possibilité de trouver un compromis avec I'lran, les discussions
ont abouti sur un plan d’action commun. La Suisse a salué cette grande avancée dans
un dossier longtemps resté gelé.

Début avril, a Lausanne, une entente a été conclue entre les E3/UE+3 et I’lran sur le
programme nucléaire iranien. Le sigle E3/UE+3 désigne les trois pays les plus influents
de I'Union Européenne, c'est-a-dire I'Allemagne, la France et la Grand-Bretagne, ainsi
que la Chine, les Etats-Unis et la Russie. Didier Burkhalter a salué cette déclaration
commune et déclaré qu'elle constituait un pas important vers plus de sécurité dans le
monde. *

1) Aussenpolitische Strategie 2020-2023; NZZ, 31.1.20
2) AB SR, 2020, S. 487 ff.
3) Communiqué du DFAE du 02.04.2015; NZZ, TA, 2.4.15; NZZ, 4.4.15

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



